
 
 

 

 Nr. e54/2026 – elektronisches Amtsblatt vom 15.10.2026 
 
        
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit zum geänderten Entwurf des 

Bebauungsplanes Nr. 74 „Wohngebiet Sandleite“ 
 

 
Zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 74 „Wohngebiet Sandleite“ in der Fassung vom 
29.08.2025 erfolgte im Zeitraum vom 13.10.2025 bis 14.11.2025 die Beteiligung der Öffent-
lichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. Im Ergebnis der Ab-
wägung der in den Stellungnahmen vorgetragenen Anregungen und Hinweise hat der Stadtrat 
der Großen Kreisstadt Coswig am 30.09.2026 in öffentlicher Sitzung mit Beschluss Nr. 
VO/0335/26/SR die Änderung des Planentwurfs  sowie die erneute Durchführung der Behör-
den- und Öffentlichkeitsbeteiligung zur geänderten Planfassung beschlossen. Der geänderte 
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 74 „Wohngebiet Sandleite“ in der Fassung vom 21.08.2026 
wird mit der Begründung und den umweltbezogenen Informationen 
 

vom 19.10.2026 bis einschließlich 20.11.2026 
 

auf der Internetseite des Landesportals Sachsen unter www.buergerbeteiligung.sachsen.de 
zur Einsichtnahme bereitgestellt. 
 
Zusätzlich liegen die Planunterlagen im Foyer des Rathauses, Karrasstraße 2, 01640 Coswig 
innerhalb der Auslegungsfrist zu folgenden Dienstzeiten öffentlich aus: 
 
Montag/Mittwoch   9:00 – 15:00 Uhr 
Dienstag/Donnerstag   9:00 – 18:00 Uhr     
Freitag/Samstag   9:00 – 12:00 Uhr 
 
Innerhalb der Auslegungsfrist können Stellungnahmen auf elektronischem Weg per E-Mail an                  
stadtplanung@stadt.coswig.de abgegeben werden. Zusätzlich können Anregungen und Hin-
weise zu den Planunterlagen auch im Bürgerbüro oder im Fachbereich Bauwesen der Stadt-
verwaltung Coswig schriftlich oder zur Niederschrift vorgetragen werden. Entsprechend dem 
Beschluss des Coswiger Stadtrates vom 30.09.2026 sollen nur die geänderten oder ergänzten 
Teile des Entwurfs Gegenstand der Stellungnahmen sein. Die Stellungnahmen sollen die volle 
Anschrift des Verfassers und gegebenenfalls auch die Bezeichnung des betreffenden Grund-
stücks/Gebäudes enthalten. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen im weiteren Planverfahren unberücksichtigt bleiben können.  
 
Planungsziel ist die Entwicklung eines Wohngebiets für Eigenheime (Einzel- und Doppelhäu-
ser) einschließlich der erforderlichen öffentlichen Erschließungsstraße. Die Planung folgt den 
Darstellungen des Flächennutzungsplanes. 
 
 
 

http://www.buergerbeteiligung.sachsen.de/
mailto:stadtplanung@stadt.coswig.de
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Die vorgebrachten Stellungnahmen zum Entwurf machten eine Änderung wesentlicher Fest-
setzungsinhalte des  Planentwurfes und eine Änderung des Geltungsbereichs erforderlich. Für 
den räumlichen Geltungsbereich des geänderten Entwurfs sind die zeichnerischen Darstellun-
gen in der Planzeichnung (Teil A) in der Fassung vom 21.08.2026 maßgebend. Die Gesamt-
fläche des Plangebiets beträgt ca. 14.234 m². 

 
Folgende umweltbezogene Informationen liegen mit aus:  
- Artenschutzbeitrag vom 18.08.2026 
- Umweltbericht inkl. Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung vom 18.08.2026  
- Schalltechnische Untersuchung vom 15.04.2025 
- Geotechnischer Bericht vom 14.03.2025 
- Stellungnahme des Landratsamtes Meißen vom 10.11.2025 

 
Datenschutzhinweis: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage von Artikel 6 Abs. 1 Buch-
stabe c beziehungsweise e Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) in Verbindung mit        
§ 3 BauGB und dem Sächsischen Datenschutzdurchführungsgesetz. Sofern Sie Ihre Stel-
lungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergeb-
nis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Hinweisblatt zum Daten-
schutz: Informationspflichten bei der Erhebung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbe-
teiligung nach dem Baugesetzbuch (Art. 13 DS-GVO), welches mit ausliegt. 
 
 
Coswig, den 15.10.2026        
 
Thomas Schubert    
Oberbürgermeister 
 

 
 
 
 

Anlage:  
Geänderter Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 74 „Wohngebiet Sandleite“, Fassung vom 
21.08.2026 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Impressum:    
Coswiger Amtsblatt - elektronische Ausgabe   
Herausgeber: Verantwortlicher: Telefon: 03523 66-222 
Große Kreisstadt Coswig Oberbürgermeister Thomas Schubert                    E-Mail: amtsblatt@stadt.coswig.de 
Karrasstraße 2 in 01640 Coswig  Internet: www.coswig.de/amtsblatt 

 

mailto:amtsblatt@stadt.coswig.de
http://www.coswig.de/amtsblatt


81

4

80

178

185

179

84

6

24

184

77
A

71
A

87
 B

73
A

10

1

183

8

175

186

83

79

72

181

86

83
 A

73

78

82

4

74 A

71

2

77

4

87
 A

177

76

26

75
A

70

85

180

88

79
A

176

75

W
einböhlaer  Straße

Sandleite

Auerst
raße

Veilchenweg

G
insterweg

Garten

WA

WA

II

ED

5,0

0 50m10m 20m 30m 40m

5,0

3,0
(14,4

) 3

V

7,0 3,0

839
2

811
37

839
3

801
30

811
53

839
4

801
16

831
8

811
39

1025
7

811
55

812/a

811
50

831
9

811
29

1025
9

804
17

811
17

831
4

798
13

830
5

839/f

806
2

812/c

811
15

833
7

799
27

839/g

798
11

811
44

831
6

799
8

811
43

812/b

806
4

815
6

798
10

811
45

806
39

808
18

830
6

811
26

811
54

811
31

833
8

811
47

801
31

811
35

812
5

811
40

1025
12

808
14

811
28

839/h

811
19

799
25

811
49

811
52

811
48

811
27

811
41

808
17

812
2

805
6

804/6

798
12

813
8

833
6

811
3

831
5

805
5

811
23

812
4

799
30

804
16

811
34

815
5

839/d

1026

793
3

811/f

839/i

811
42

831
7

27

811
21

830

801
15

815
2

801
28

851/g
850/e

811
25

811
24

830
2

815
4

811
13

811
51

801
32

812
6

839

811
36

1025
10

1025
11

798
2

801
29

811
32

804
18

1025
8

830
4

813
6

811
2

799
29

811
38

808
13

839/e

836811
46

831
3

8431025
12

Gehölz

WA
GRZ
0,3

TH max.
6,5 m

o

FH max.
9,0 m

P2

P1

5,0
18,0

10,0

3

WA

11,0
8,2

6,5

3,0

5,0

3,0

3,0

3,0

3,0

14,0
3,0

3,0

18,0
3,0

12,0

Auftraggeber:
Große Kreisstadt Coswig
Karrasstraße 2
01640 Coswig

Planverfasser: Dr. Barbara Braun

dr. braun & barth freie architekten dresden

Tharandter Straße 39, 01159 Dresden, Tel. 0351/427 97 30, Fax 0351/427 97 39, Mail: architekten@braun-barth.de

Bürogemeinschaft  für  Architektur,  Stadt-  und  Dorfplanung

Bebauungsplan Nr. 74
"Wohngebiet Sandleite"

2. Entwurf
Fassung vom 21. August 2026 Maßstab 1:1.000

Große Kreisstadt  Coswig

Übersichtskarte mit Bebauungsplangebiet (Topografische Karte im M. 1:10.000)
Quelle: Landesvermessung und Geobasisinformation Sachsen (GeoSN, dl-de/by-2-0)

Teil A: Zeichnerische Festsetzungen (Planzeichnung) Teil B: Textliche Festsetzungen
I. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 In den allgemeinen Wohngebieten WA sind Wohngebäude, der Versorgung des Gebietes
dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften, nicht störende Handwerksbetriebe,
sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
zulässig. (§ 4 Abs. 2 BauNVO)

1.2 Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe können ausnahmsweise zugelassen werden.
(§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO)

1.3 Die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4, 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
(Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und
Tankstellen) sind unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Höhe der baulichen Anlagen:

Die Traufhöhe bezeichnet den Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut.

Bezugshöhe für die Ermittlung der zulässigen Trauf- und Firsthöhe der baulichen Anlagen
ist die Höhe der vor dem Gebäude liegenden Verkehrsfläche besonderer
Zweckbestimmung "Verkehrsberuhigter Bereich" an der straßenseitigen
Grundstücksgrenze.

3. Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

3.1 Garagen, Carports sowie eingehauste oder überdachte Nebenanlagen sind innerhalb der
Bauflächen (WA) zulässig, jedoch nicht zwischen der straßenseitigen Baugrenze und der
Verkehrsfläche.

3.2 Stellplätze sowie nicht eingehauste und nicht überdachte Nebenanlagen sind auch
zwischen der straßenseitigen Baugrenze und der Verkehrsfläche zulässig, jedoch nicht vor
den Hauptgebäuden.

4. Beseitigung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das auf den Dachflächen und befestigten Flächen eines Baugrundstückes anfallende, nicht
schädlich verunreinigte Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zurückzuhalten und
zu versickern oder als Brauchwasser zu nutzen.

5. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

5.1 Begrünung der privaten Grünfläche:

Die zeichnerisch festgesetzte private Grünfläche ist mit Rasen und Gehölzen zu begrünen.
Mindestens 20 % der Fläche ist mit Sträuchern zu bepflanzen. Die Umsetzung hat
spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanzperiode zu erfolgen.

5.2 Baumpflanzungen innerhalb der privaten Grünfläche:

Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten privaten Grünfläche ist je Grundstück mindestens
1 groß- oder mittelkroniger Baum zu pflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Dieser
Baum ist zusätzlich zur textlichen Festsetzung 6.2 zu pflanzen bzw. zu erhalten. Die
Umsetzung hat spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanzperiode zu
erfolgen.

Pflanzqualität Bäume Stu 12 bis 14 cm, einheimische Laubgehölze

Vorhandene Laubbäume können angerechnet werden.

6. Festsetzungen zur Grünordnung und Maßnahmen für den Artenschutz
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB)

6.1 Begrünung / Bepflanzung der Bauflächen (WA)

Nicht überbaute oder versiegelte Grundstücksflächen sind mit Rasen, Stauden und
Gehölzen dauerhaft zu begrünen. Mindestens 10 %  dieser Flächen sind mit Sträuchern zu
bepflanzen. Die Umsetzung hat spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden
Pflanzperiode zu erfolgen.

Pflanzqualität Sträucher: Pflanzgröße 60 bis 100 cm, mindestens 2 bis 5 Triebe

6.2 Baumpflanzungen innerhalb der Bauflächen (WA)

Je Baugrundstück sind mindestens 2 groß- oder mittelkronige Bäume zu pflanzen, zu
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Mindestens 1 Baum ist straßenseitig in einem Abstand
von 2,0 m bis 5,0 m zur straßenseitigen Grundstücksgrenze zu pflanzen. Die Bäume sind
zusätzlich zur textlichen Festsetzung I.5.2 zu pflanzen bzw. zu erhalten. Die Umsetzung hat
spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanzperiode zu erfolgen.

Pflanzqualität Bäume Stu 12 bis 14 cm, einheimische Laubgehölze

Vorhandene Laubbäume können angerechnet werden.

6.3 Baumerhalt

Die in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Bäume sowie die textlich festgesetzten
Bäume sind zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Im Fall des Abgangs bzw. einer
unumgänglichen Rodung eines Baumes, der zum Erhalt festgesetzt ist, ist eine
Ersatzpflanzung auf dem gleichen Grundstück erforderlich.

Pflanzqualität Bäume Stu 12 bis 14 cm, einheimische Laubgehölze

6.4 Begrünung / Bepflanzung Vorgarten

Die Fläche zwischen der straßenseitigen Baugrenze und der Verkehrsfläche ist als
Vorgarten anzulegen und zu begrünen. Ausgenommen sind seitlich des Gebäudes
angeordnete Stellplätze und nicht überdachte Nebenanlagen (textliche Festsetzung 3.2).
Die Umsetzung hat spätestens in der auf die Baufertigstellung folgenden Pflanzperiode zu
erfolgen.

6.5 Schottergärten sind unzulässig.

6.6 Flächenbefestigungen

Wege innerhalb der Bau- und Grünflächen des Plangebietes sind wasserdurchlässig mit
einem Fugenanteil von mindestens 10 % auszuführen.

Stellplätze innerhalb der Bauflächen des Plangebietes sind als Schotter-/ Schotterrasen-
flächen oder teilversiegelte Pflaster-/ Rasengitterflächen oder mit einem Fugenanteil von
mindestens 30 % bzw. einem mittleren Abflussbeiwert von mindestens 0,5 herzustellen.

6.7 Dachbegrünung

Werden (z.B. für Nebengebäude, Garagen, Carports) Flachdächer ausgeführt, sind diese
mindestens extensiv zu begrünen. Die Stärke des Pflanzensubstrataufbaus ohne Drän- und
Filterschicht muss mindestens 0,15 m betragen. Eine Kombination mit Solarelementen ist
zulässig.

6.8 Maßnahmen gegen Vogelschlag an Glasflächen

Es sind planerische Maßnahmen zur Verminderung des Kollisionsrisikos von Vögeln an
Glasflächen zu treffen:

Konstruktionen sind so zu wählen, dass die Durchsicht auf dahinterliegende Landschaft und
die Spiegelung von Habitatstrukturen vermieden werden.

Auf Spiegelfassaden und Glas mit hohem Reflexionsgrad in Nachbarschaft zu Bäumen und
Sträuchern ist zu verzichten.

An Glasflächen, die eine Gesamtgröße von 3 m² überschreiten, sind geeignete
Maßnahmen zur Verminderung des Vogelschlags zu ergreifen.

6.9 Ausgleichsmaßnahmen außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des
Bebauungsplanes

6.9.1 A1 - Ersatzlebensraum für Zauneidechse (CEF-Maßnahme)

Rechtzeitig vor Beginn der Aufstellung des Reptilienschutzzaunes (Hinweis III.1.6) und der
Baufeldfreimachung (Hinweis III.1.2) sind auf dem Flurstück 1040 der Gemarkung und
Gemeinde Weinböhla sowie auf den Flurstücken 375/38, 388/6 und 389/7 der Gemarkung
Kötitz der Stadt Coswig Ersatzhabitate für Zauneidechsen zu schaffen.

Dazu sind etwa 10 Haufwerke als thermisch wirksame Strukturen zu errichten. Bereits
bestehende Reisig-/Holzhaufen und Sandflächen sind zu erhalten oder in neue Haufwerke
zu integrieren. Die Haufwerke sind aus regionalem, unbehandeltem Material zu errichten.
Der Aufbau erfolgt in lockerer, strukturreicher Schichtung mit einer Basis aus grobem
Material (z. B. Bruchsteine, Wurzelwerk), darüber eine Mischung aus Sand, Feinsubstrat
und Totholz. Eine offene, gut besonnte Lage ohne Verschattung ist sicherzustellen. Je nach
Geländebeschaffenheit betragen die Mindestabmessungen ca. 2-5 m Länge, 1-2 m Breite
und 0,5-1 m Höhe. Die Funktionsfähigkeit der Haufwerke als Ersatzlebensraum der
Zauneidechse ist dauerhaft zu gewährleisten.

Vorbereitung Flurstück 1040 Gemarkung und Gemeinde Weinböhla:

- Auslichtung im südlichen und östlichen Bereich des Pappelwäldchens
- Erweiterung der bereits mit Magerrasen angesäten Bereiche an der Ostseite
- dauerhafte Entfernung des Japanischen Schlingknöterichs

Vorbereitung Flurstücke 375/38, 388/6 und 389/7 Gemarkung Kötitz / Stadt Coswig:

- Auflichtung im südlichen und östlichen Teil des Waldbereiches
- Auflockerung des Bodens und Schaffung sandiger, lockerer Bereiche
- Erweiterung der bereits mit Magerrasen angesäten Bereiche im Süden und im Osten
- dauerhafte Entfernung des Japanischen Schlingknöterichs

6.9.2 A2 - Dornstrauchhecke für Neuntöter (FCS-Maßnahme)

Auf dem Flurstück 501/12 der Gemarkung Kötitz ist eine mindestens 5-10 m breite, arten-
und strukturreiche Dornenstrauchhecke mit einer Mindestlänge von 50 m anzulegen und zu
pflegen.

Die Hecke ist mindestens 3-reihig mit heimischen, standortgerechten Dornsträuchern
gemäß untenstehender Pflanzliste anzulegen. Die Offenlandflächen südlich des Badesees
Kötitz sind zu erhalten, indem alle 2 Jahre eine Mahd stattfindet (Nahrungsangebot für den
Neuntöter).

Pflanzliste strukturreiche Dornenstrauchhecke
(Pflanzqualität: verpflanzte Sträucher mit 3 bis 4 Trieben, Pflanzgrößen 60-100 cm)

Blutroter Hartriegel Cornus sanguinea
Eingriffeliger Weißdorn Crataegus monogyna agg.
Gemeine Berberitze Berberis vulgaris
Hecken-Rose Rosa corymbifera agg.
Hundsrose Rosa canina
Kreuzdorn Rhamnus cathartica
Schlehe Prunus spinosa
Strauchhasel Corylus avellana

6.9.3 A3 - Entwicklung von Halbtrockenrasen

Auf Teilflächen des Flurstückes 1/14 der Gemarkung Sörnewitz ist im Bereich der
ehemaligen Steinbruchsohle langfristig Halbtrockenrasen zu entwickeln.

Dazu ist die Fläche nach Bedarf in zweijährigem Abstand in den Herbst- und
Wintermonaten zu entbuschen. Parallel folgt eine 1- bis 2-schürige Mahd, wobei die erste
Mahd nach der Hauptblüte (in der Regel zwischen Juni und Juli) erfolgt. Angefallenes
Schnitt- und Mahdgut ist vollständig von der Fläche zu entfernen. Zur Förderung der
Strukturvielfalt sind in den Randbereichen kleinflächige Mosaikstrukturen zu erhalten,
indem sie von der Mahd ausgenommen werden.

Die Verwendung von Gülle, Jauche, Mineraldünger, Pflanzenschutzmitteln und sonstigen
bodenverändernden Substanzen ist nicht zulässig.

7. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Im gesamten Bereich des Plangebietes sind bei Neubau und Sanierung von Wohn- und
Aufenthaltsräumen die folgenden erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße (erf.
R'w,res) für die Außenbauteile (Wände, Fenster, Lüftung, Dächer etc.) gemäß DIN 4109
entsprechend des berechneten Lärmpegelbereiches einzuhalten:

- Bereiche innerhalb Lärmpegelbereich III:
  Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,
  Unterrichtsräume und Ähnliches erf. R'w,res ≥ 35 dB
- Bereiche innerhalb Lärmpegelbereich IV:
  Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten,
  Unterrichtsräume und Ähnliches erf. R'w,res ≥ 40 dB
  Büroräume und Ähnliches erf. R'w,res ≥ 35 dB
Für Schlafräume und Kinderzimmer sind schallgedämmte Lüftungseinrichtungen
vorzusehen. Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffverzehrenden Energiequellen.

Der Nachweis ausreichenden passiven Lärmschutzes ist gemäß DIN 4109 im Rahmen der
objektbezogenen Genehmigungsplanung vorzulegen.
Die Nutzungsaufteilung der Räume sollte entsprechend der schalltechnischen Situation
planerisch so gestaltet werden, dass schallbezogene Beeinträchtigungen minimiert
werden. Das bedeutet, nach Möglichkeit Schlafräume und Kinderzimmer nicht an der
lärmquellenseitigen Fassade anzuordnen.

Die Lärmpegelbereiche sind dem Beiplan "Lärmpegelbereiche" zu entnehmen.

II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
"ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN" (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 89 SächsBO)

1. Einfriedungen

1.1 Einfriedungen entlang der Verkehrsflächen sind nur in Form senkrechter Holzlattenzäune
oder Laubgehölzhecken, jeweils bis 1,40 m Höhe, zulässig.

1.2 Stabgitter- und Maschendrahtzäune entlang der Verkehrsflächen sind nur in Verbindung
mit Laubgehölzhecken zulässig, jeweils bis 1,40 m Höhe.

1.3 Sichtschutzelemente sind zu den Verkehrsflächen unzulässig.

1.4 Es sind Zaunsockel bis maximal 0,15 m Höhe zulässig.
Mauern als Einfriedung sind generell unzulässig.

2. Dächer

2.1 Zulässig sind Sattel- und Walmdächer mit einer Dachneigung zwischen 22° und 45°.

2.2 Die Dacheindeckung ist anthrazitfarben oder rot bis rotbraun vorzunehmen.

2.3 Auf geneigten Dächern installierte Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie müssen
parallel zur Dachfläche (d. h. in gleicher Dachneigung) angebracht werden.

3. Fassaden

3.1 Die Fassaden der Hauptgebäude einschließlich der Sockel sind zu verputzen. Der
Fassadenfarbton ist in einem Hellbezugswert von 35 % bis 85 % zulässig.

3.2 Glänzende und reflektierende Materialien sind nicht zulässig.

3.3 Partiell sind Holzverkleidungen zulässig; der Anteil darf ein Drittel der Fassadenflächen
nicht überschreiten.

3.4 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie (Sonnenkollektoren, Solarmodule) sind an der
straßenseitigen Fassade unzulässig.

4. Werbeanlagen

4.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.

4.2 Selbst leuchtende Anlagen und wechselndes Licht sind unzulässig.

Planzeichenerklärung

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)

Baufläche: Allgemeines Wohngebiet
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Baugrenze

3

4 Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

6 Grünflächen (§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

private Grünfläche

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Firstrichtung

öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung

Abgrenzung unterschiedlicher Firstrichtung

Grundflächenzahl als Höchstmaß (§ 19 BauNVO)GRZ

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässigED

V

geplante Flurstücksgrenzen

1 - Art der baulichen Nutzung
2 - Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß
3 - Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß
4 - Traufhöhe als Höchstmaß
5 - Firsthöhe als Höchstmaß
6 - Bauweise
7 - Hausform

Garten Zweckbestimmung: Hausgarten

offene Bauweiseo

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß (§ 20 Abs. 1 BauNVO)II

Verkehrsberuhigter Bereich

1
2 3

24

Flurstücke des amtlichen Liegenschaftskatasters812
5

WA

5 Versorgungsanlagen (§ 9 Abs.1 Nr.12 BauGB)

Zweckbestimmung: Elektrizität

Originalmaßstab: 1:1.000
Lagebezug: ETRS89 UTM33
Grundlage: Liegenschaftskarte aus dem amtlichen Liegenschaftskataster (ALKIS) des Freistaates Sachsen (08.10.2024) sowie Stadtgrundkarte Coswig

öffentliche Grünfläche

7 Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Erhaltung von Bäumen und Sträuchern

Erhaltung / Pflanzung von Einzelbäumen

BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 1 BauGB)

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(§ 9 Abs. 4 BauGB, § 89 SächsBO)

Gehölz Zweckbestimmung: Gehölzfläche

Darstellung der Nutzungsschablone:

Planunterlage

Informelle Planinhalte

4 5
6 7

Traufhöhe als Höchstmaß
(gemäß textlichen Festsetzungen Teil B I.2.)

TH max.
6,5 m

Firsthöhe als Höchstmaß
(gemäß textlichen Festsetzungen Teil B I.2.)

FH max.
9,0 m

Erhaltung des Gartenteiches

P1

P2

III. HINWEISE
1. Maßnahmen für den Artenschutz (§§ 44 und 45 Bundesnaturschutzgesetz)

1.1. Baustelleneinrichtung

Der Eingriff in die Fläche und die Ausdehnung der Baustelle sind auf das absolut
notwendige Maß zu reduzieren. Baugruben sind so anzulegen, dass ökologische Fallen
vermieden werden. In der Nähe des Baufeldes stehende Gehölze sind vor Schäden durch
Bauarbeiten zu schützen.

1.2 Bauzeiten / Rodungen

Gehölzentfernungen sind nur im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende März zulässig
(§ 39 BNatSchG). Auch die Baufeldfreimachung, Gebäudeabrisse und der Baubeginn
sollen in diesem Zeitraum erfolgen.

1.3 Ökologische Baubegleitung

Die gesamte Baumaßnahme ist im Rahmen einer Ökologischen Baubegleitung durch einen
Fachgutachter zu betreuen, um die Einhaltung und Durchführung der geplanten
Maßnahmen des Artenschutzes zu überwachen. Werden dabei neue artenschutzrechtliche
Ergebnisse festgestellt, ist die Ökologische Baubegleitung für die Fortschreibung des
Artenschutzkonzeptes zuständig. Daraus resultierende Schutz- und
Ausgleichsmaßnahmen sind mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

Bei Durchführung der Baufeldfreimachung außerhalb des unter III.1.2 genannten
Zeitraumes ist vor Beginn eine Kontrolle auf Besatz mit geschützten Tierarten,
insbesondere Brutvogelarten, durchzuführen. Bei Fällung von potenziellen Habitatbäumen,
ist eine Fällbegleitung durchzuführen.

Gehölzentfernungen und Abrissarbeiten sind ganzjährig durch die Ökologische
Baubegleitung zu begleiten.

Fortpflanzungs- und Ruhestätten, die erst im Zuge der Ökologischen Baubegleitung
nachgewiesen werden, sind der Unteren Naturschutzbehörde zu melden. Erfolgt im Zuge
der Baumaßnahme ein aktuellen Brutnachweis, ist der Bereich von den Arbeiten
auszusparen. Ist das nicht möglich, sind geeignete Schutzmaßnahmen mit der
Ökologischen Baubegleitung und der Untern Naturschutzbehörde abzustimmen.

1.4 Erhalt und Schutz von Gehölzstrukturen

Rückschnitte und Rodungen von Gehölzen sind auf das absolut notwendige Maß zu
beschränken. Vor Gehölzentfernungen ist eine Kontrolle auf Besatz mit geschützten Arten
durch einen Fachgutachter durchzuführen.

1.5 Nisthilfen und Ersatzquartiere

Im Plangebiet oder in der näheren Umgebung sind folgende Nisthilfen für Brutvögel
anzubringen:

- 4 Nistkästen mit ovalem Flugloch U-Oval (Kohlmeise), Anbringung an Gehölzen
- 4 Nistkästen für Kleinmeisen M2-27 (Blaumeise), Anbringung an Gehölzen
- 2 Nistkästen mit 48 mm Einflugloch (Star), Anbringung an Gehölzen
- 4 Nischenbrüterkästen für Wandmontage (Gartenrotschwanz), Anbringung an Gebäuden

Mindesthöhe 3 m, freie Anflugmöglichkeit, Ausrichtung möglichst nach Ost oder Nord

Mindestens die Hälfte der Nisthilfen sind vor Beginn der Baufeldfreimachung in der näheren
Umgebung anzubringen.

Art der Kästen und Anbringungsort sind vorab mit einem Fachgutachter und der Unteren

Naturschutzbehörde abzustimmen (Verortungskonzept), die Montage durch den
Fachgutachter zu betreuen.

Es wird empfohlen, im Plangebiet oder in der näheren Umgebung artspezifische Kästen für
Fledermäuse anzubringen:

Mindesthöhe 4 m, freie Anflugmöglichkeiten, Ausrichtung möglichst nach Ost oder Nord
oder Süd

1.6 Reptilien- und Amphibienschutzzaun

Vor Baufeldfreimachung und Baubeginn ist ein fachgerechter Reptilien- und Amphibien-
schutzzaun zu errichten und während der Bauzeit vorzuhalten. Der Zeitpunkt der Errichtung
und der Verlauf des Zaunes ist mit dem Fachgutachter der Ökologischen Baubegleitung
abzustimmen.

1.7 Bergung und Umsiedlung der Zauneidechsen

Vor Beginn jeglicher Bauarbeiten und nach Errichtung des Reptilienschutzzaunes sind die
Zauneidechsen aus dem Eingriffsbereich zu bergen und in das zuvor geschaffene
Ersatzhabitat (CEF-Maßnahme A1 der textlichen Festsetzung I.6.9.1) umzusetzen. Die
Vorbereitung und Durchführung ist mit dem Fachgutachter der Ökologischen Baubegleitung
abzustimmen.

1.8 Bergung und Umsiedlung von Amphibien aus dem Gartenteich Fl. 811/19

Vor einem Eingriff in den Gartenteich (Fläche P2 der Planzeichnung) bzw. einer Bebauung
des Fl. 811/19 der Gemarkung Brockwitz sind Amphibien aus dem Eingriffsbereich zu
bergen und in den Kapellenteich auf dem Flurstück 880/a der Gemarkung Coswig
umzusiedeln.

1.9 Artenschutzkonforme Beleuchtung

Für die Beleuchtung innerhalb des Plangebietes ist zu beachten:
- Reduzierung auf ein Minimum
- Verwendung von Bewegungsmeldern, Zeitschaltuhren oder Drosselgeräten
- Verwendung von Lampen mit geringem Blaulichtanteil (zwischen 2.200 und 2.700 K)
- Abstrahlhöhe unter 3,5 m, Abstrahlwinkel nach unten, keine Abstrahlungen über die
  Horizontale
- Verwendung von abgeschirmten Leuchten mit geschlossenem Gehäuse mit
  Oberflächentemperatur unter 60°C

2. Denkmalschutz

Gemäß § 20 Sächsisches Denkmalschutzgebiet besteht eine Meldepflicht bei
Bodenfunden. Ausführende Firmen sind entsprechend zu informieren.

3. Bohranzeige-/ Bohrergebnismitteilungspflicht

Sofern Bohrungen niedergebracht werden, besteht gemäß §§ 8 bis 10
Geologiedatengesetz Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht gegenüber dem
Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG).

Ergebnisse geologischer Untersuchungen, die von der öffentlichen Hand in Auftrag
gegeben werden bzw. dieser vorliegen, sollen ebenfalls an das LfULG übergeben werden
(§ 15 Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz).

Beiplan "Lärmpegelbereiche"
Lärmpegelbereiche M. 1:1.000, Schalltechnisches Gutachten, hartig & ingenieure, 15.04.2025
(mit ergänzten Baugrenzen)


